
Gemeinde Stegen 
Landkreis Breisgau-Hochschwarzwald 
 

S A T Z U N G 
 
zur Änderung der Satzung über die öffentliche Abwasserbeseitigung  

(Abwassersatzung - AbwS) der Gemeinde Stegen  
 

vom 16. Oktober 2012 
 
 
Aufgrund von § 45 b Abs. 4 des Wassergesetzes für Baden-Württemberg 
(WG),  §§ 4 und 11 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) §§ 
2, 8 Abs. 2, 11, 13, 20 und 42 des Kommunalabgabengesetzes für Baden-
Württemberg (KAG) hat der Gemeinderat der Gemeinde Stegen am 16. Okto-
ber 2012 folgende Satzung zur Änderung der Satzung über die öffentli-
che Abwasserbeseitigung (Abwassersatzung) vom 21.10.1997 beschlossen: 
 
 

I. Abschnitt 
 
Die §§ 2 und 36 - 45 der Satzung über die öffentliche Abwasserbeseiti-
gung vom 21.10.1997 werden wie folgt neu gefasst:  
 
 

§ 2 
Begriffsbestimmungen 

 
(1) Abwasser ist das durch häuslichen, gewerblichen, landwirtschaftli-
chen oder sonstigen Gebrauch in seinen Eigenschaften veränderte Wasser 
und das bei Trockenwetter damit zusammen abfließende Wasser (Schmutz-
wasser) sowie das von Niederschlägen aus dem Bereich von bebauten oder 
befestigten Flächen gesammelt abfließende Wasser (Niederschlagswas-
ser). Als Schmutzwasser gelten auch die aus Anlagen zum Behandeln, La-
gern und Ablagern von Abfällen austretenden und gesammelten Flüssig-
keiten. 
 
(2) Öffentliche Abwasseranlagen haben den Zweck, das im Gemeindegebiet 
angefallene Abwasser zu sammeln, den Abwasserbehandlungsanlagen zuzu-
leiten und zu reinigen. Öffentliche Abwasseranlagen sind insbesondere 
die öffentlichen Kanäle, Anlagen zur Ableitung von Grund- und Draina-
gewasser, durch die die öffentlichen Abwasseranlagen entlastet werden, 
Regenrückhaltebecken, Regenüberlauf- und Regenklärbecken, Abwasser-
pumpwerke, Kläranlagen, Versickerungs- und Rückhalteanlagen für Nie-
derschlagswasser (u.a. Mulden- und Rigolensysteme, Sickermulden/-
teiche, Retentionsbodenfilter), soweit sie von der Gemeinde zur öf-
fentlichen Abwasserbeseitigung benutzt werden und nicht Teil der 
Grundstücksentwässerungsanlagen sind, sowie offene und geschlossene 
Gräben und für die Abwasserbeseitigung hergestellte künstliche Gewäs-
ser, soweit sie von der Gemeinde zur öffentlichen Abwasserbeseitigung 
benutzt werden, auch wenn das eingeleitete Abwasser nur dem natürli-
chen Wasserkreislauf überlassen wird. 
 
Zu den öffentlichen Abwasseranlagen gehört auch der Teil der Hausan-
schlussleitung, der im Bereich der öffentlichen Verkehrs- und Grünflä-
chen verläuft (Grundstücksanschluss). 
 
(3) Grundstücksentwässerungsanlagen sind alle Einrichtungen, die der 
Sammlung, Vorbehandlung, Prüfung und Ableitung des Abwassers bis zur 
öffentlichen Abwasseranlage dienen. Dazu gehören insbesondere Leitun-
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gen, die im Erdreich oder im Fundamentbereich verlegt sind und das Ab-
wasser dem Grundstücksanschluss zuführen (Grundleitungen), Prüfschäch-
te sowie die sich auf privaten Grundstücken befindlichen Pumpanlagen 
bei einer Abwasserdruckentwässerung. 
 
(4) Notüberläufe sind Entlastungsbauwerke für außerplanmäßige Ablei-
tungen in den öffentlichen Kanal; sie sind so auszulegen, dass eine 
Einleitung nur in Ausnahmesituationen (z.B. Starkregen) erfolgt. Dros-
seleinrichtungen dienen der gleichmäßigen und reduzierten (gedrossel-
ten) Ableitung von Abwasser in den öffentlichen Kanal. 
 
 

§ 36 
Erhebungsgrundsatz 

 
Die Gemeinde erhebt für die Benutzung der öffentlichen Abwasseranlagen 
getrennte Abwassergebühren für das auf den Grundstücken anfallende 
Schmutzwasser (Schmutzwassergebühr) und für das auf den Grundstücken 
anfallende Niederschlagswasser (Niederschlagswassergebühr). 
 
 

§ 37 
Gebührenmaßstab 

 
(1) Die Schmutzwassergebühr bemisst sich nach der Schmutzwassermenge, 
die auf dem an die öffentlichen Abwasseranlagen angeschlossenen Grund-
stück anfällt (§ 39). 
 
(2) Bei sonstigen Einleitungen (§ 8 Abs. 3) bemisst sich die Schmutz-
wassergebühr nach der eingeleiteten Schmutzwasser- bzw. Wassermenge. 
 
(3) Die Niederschlagswassergebühr bemisst sich nach den überbauten und 
darüber hinaus befestigten (versiegelten) Flächen der an die öffentli-
che Abwasserbeseitigung angeschlossenen Grundstücke (abgerundet auf 
volle m2), von denen das Niederschlagswasser den öffentlichen Abwas-
seranlagen über eine Grundstücksentwässerungsanlage oder in sonstiger 
Weise zugeführt wird (§ 40). 
 
 

§ 38 
Gebührenschuldner 

 
(1) Schuldner der Schmutzwassergebühr nach § 37 Abs. 1 und 2 sowie der 
Niederschlagswassergebühr nach § 37 Abs. 3 ist der Grundstückseigentü-
mer. Der Erbbauberechtigte ist anstelle des Grundstückseigentümers Ge-
bührenschuldner. Beim Wechsel des Gebührenschuldners geht die Gebüh-
renpflicht mit Beginn des auf den Übergang folgenden Kalendermonats 
auf den neuen Gebührenschuldner über. 
 
(2) Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamtschuldner. 
 
 

§ 39 
Schmutzwassermenge 

 
(1) In dem jeweiligen Veranlagungszeitraum (§ 42 Abs. 1 Satz 1) gilt 
im Sinne von § 37 Abs. 1 als angefallene Abwassermenge: 
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1. die dem Grundstück aus der öffentlichen Wasserversorgung zuge-
führte Wassermenge; 

 
2. bei nichtöffentlicher Trink- oder Brauchwasserversorgung die die-

ser entnommene Wassermenge; 
 
3. im übrigen das auf den Grundstücken anfallende Niederschlagswas-

ser, soweit es als Brauchwasser im Haushalt oder im Betrieb ge-
nutzt wird (Zisternen).  

 
(2) Der Nachweis der angefallenen Abwassermenge bei sonstigen Einlei-
tungen (§ 8 Abs. 3), bei nichtöffentlicher Wasserversorgung (Abs. 1 
Nr. 2) und bei der Nutzung von Niederschlagswasser als Brauchwasser 
(Abs. 1 Nr. 3) soll durch Messung eines besonderen Wasserzählers (Zwi-
schenzählers) erbracht werden, der den eichrechtlichen Vorschriften 
entspricht und von der Gemeinde plombiert worden ist. Zwischenzähler 
dürfen nur durch ein fachlich geeignetes Installationsunternehmen ein-
gebaut werden. Sie stehen im Eigentum des Grundstückseigentümers und 
sind von diesem auf eigene Kosten einzubauen und zu unterhalten. Der 
erstmalige Einbau sowie der Austausch eines Zwischenzählers ist der 
Gemeinde innerhalb von 2 Wochen unter Angabe des Zählerstandes anzu-
zeigen. 
 
(3) Solange der Gebührenschuldner den Nachweis bei Einleitungen nach 
Abs. 1 Nr. 2, 1. Alt. nicht durch Messung eines Zwischenzählers er-
bringt, wird als angefallene Schmutzwassermenge eine Pauschalmenge von 
40 m³ je Jahr für die erste Person und 35 m³ je Jahr für jede weitere 
Person (ggf. je Haushalt) zugrundegelegt. Dabei werden alle polizei-
lich gemeldeten Personen berücksichtigt, die sich zum Zeitpunkt der 
Entstehung der Gebührenschuld (§ 42) auf dem Grundstück aufhalten. 
 
(4) Solange der Gebührenschuldner den Nachweis bei Einleitungen nach 
Abs. 1 Nr. 2, 2. Alt. und Abs. 1 Nr. 3 nicht durch Messung eines Zwi-
schenzählers erbringt, wird als angefallene Schmutzwassermenge eine 
Pauschalmenge von 12 m³ je Jahr und Person zugrundegelegt. Dabei wer-
den alle polizeilich gemeldeten Personen berücksichtigt, die sich zum 
Zeitpunkt der Entstehung der Gebührenschuld (§ 42) auf dem Grundstück 
aufhalten. 
 

 
§ 39a 

Absetzungen von der Schmutzwassermenge 
 

(1) Wassermengen, die nachweislich nicht in die öffentlichen Abwasser-
anlagen eingeleitet wurden, werden auf Antrag des Gebührenschuldners 
bei der Bemessung der Schmutzwassergebühr abgesetzt. 
 
(2) Der Nachweis der nicht eingeleiteten Frischwassermengen soll durch 
Messung eines besonderen Wasserzählers (Zwischenzählers) erbracht wer-
den, der den eichrechtlichen Vorschriften entspricht und von der Ge-
meinde plombiert worden ist. Zwischenzähler dürfen nur durch ein fach-
lich geeignetes Installationsunternehmen eingebaut werden. Sie stehen 
im Eigentum des Grundstückseigentümers und sind von diesem auf eigene 
Kosten einzubauen und zu unterhalten. Der erstmalige Einbau sowie der 
Austausch eines Zwischenzählers ist der Gemeinde innerhalb von 2 Wo-
chen unter Angabe des Zählerstandes anzuzeigen. 
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(3) Wird bei landwirtschaftlichen Betrieben die abzusetzende Wasser-
menge nicht durch Messungen nach Absatz 2 festgestellt, werden die 
nicht eingeleiteten Wassermengen pauschal ermittelt. Dabei gilt als 
nichteingeleitete Wassermenge im Sinne von Absatz 1: 
 
1. je Vieheinheit bei Pferden, Rindern, Schafen, Ziegen und Schweinen  

 15 m³/Jahr, 
2. je Vieheinheit bei Geflügel           
 5 m³/Jahr. 
 
Diese pauschal ermittelte nicht eingeleitete Wassermenge wird von der 
gesamten verbrauchten Wassermenge abgesetzt. Die dabei verbleibende 
Wassermenge muss für jede für das Betriebsanwesen (und ggf. je Haus-
halt) polizeilich gemeldete Person, die sich dort während des Veranla-
gungszeitraums nicht nur vorübergehend aufhält, mindestens 40 m³/Jahr 
für die erste Person und für jede weitere Person mindestens 35 m³/Jahr 
betragen. 
 
Der Umrechnungsschlüssel für Tierbestände in Vieheinheiten zu § 51 des 
Bewertungsgesetzes ist entsprechend anzuwenden. Für den Viehbestand 
ist der Stichtag maßgebend, nach dem sich die Erhebung der Tierseu-
chenbeiträge für das laufende Jahr richtet. 
 
(4) Anträge auf Absetzung nicht eingeleiteter Wassermengen sind bis 
zum Ablauf eines Monats nach Bekanntgabe des Gebührenbescheids unter 
Angabe der abzusetzenden Wassermenge zu stellen. 

 
 

§ 40 
Versiegelte Grundstücksfläche 

 
(1) Maßgebend für die Berechnung der überbauten und darüber hinaus be-
festigten (versiegelten) Flächen der angeschlossenen Grundstücke ist 
der Zustand zu Beginn des Veranlagungszeitraumes, bei erstmaliger Ent-
stehung der Gebührenpflicht der Zustand zum Zeitpunkt des Beginns des 
Benutzungsverhältnisses. 
 
(2) Die versiegelten Flächen (gemessen in m2) werden mit einem Faktor 
multipliziert, der unter Berücksichtigung des Grades der Wasserdurch-
lässigkeit wie folgt festgesetzt wird: 

 
a) nicht wasserdurchlässige Flächen: 

 
 Bodenflächen mit Asphalt, Beton, Pflaster, Platten, 

Fliesen und sonstigen nicht wasserdurchlässigen 
Befestigungen mit Fugenverguss, pressverlegt, 
knirschverlegt oder auf Beton verlegt sowie 
 
Dachflächen ohne Begrünung     Faktor 1,0 

 
b) wenig wasserdurchlässige Flächen: 
 

 Pflaster, Platten, Fliesen, Verbundsteine und sonstige 
nicht wasserdurchlässige Befestigungen ohne Fugenverguss 
oder mit wasserdurchlässigem Fugenverguss und auf 
 
sickerfähigem Untergrund verlegt    Faktor 0,7 
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c) stark wasserdurchlässige Flächen 
 
Bodenflächen mit Porenpflaster („Sickersteinen,  
Ökopflaster“), Kies- oder Schotterflächen, 
Schotterrasen, Rasengittersteinen, Rasen- 
oder Splitfugenpflaster befestigt sowie 
 
Gründächer        Faktor 0,4 

 
d)  Für Tiefgaragen mit Dachbelag gelten die Faktoren für Dachflächen 

entsprechend. Für versiegelte Flächen anderer Art gilt der Faktor 
derjenigen Versiegelungsart nach den Buchstaben a) bis c), welche 
der betreffenden Versiegelung in Abhängigkeit vom Wasserdurchläs-
sigkeitsgrad am nächsten kommt. 
 

(3) Versiegelte Flächen, von denen das anfallende Niederschlagswasser 
regelmäßig in einer Sickermulde, Mulden-Rigolen-Versickerung oder ei-
ner ähnlichen Versickerungsanlage versickert und nur über einen Not-
überlauf den öffentlichen Abwasseranlagen zugeführt wird, werden mit 
10 vom Hundert der Fläche berücksichtigt. Dies gilt nur für Flächen 
oder Flächenanteile, für die die angeschlossenen Versickerungsanlagen 
ein Stauvolumen von 1 m3 je angefangene 50 m2 angeschlossene Fläche und 
mindestens ein Stauvolumen von 2 m3 aufweisen. 
 
(4) Versiegelte Teilflächen, von denen das anfallende Niederschlags-
wasser regelmäßig über eine Niederschlagswassernutzungsanlage (Zister-
ne) genutzt und nur über einen Notüberlauf und/oder eine Drosselein-
richtung den öffentlichen Abwasseranlagen zugeführt wird, werden 
 
a) mit 10 vom Hundert der Fläche berücksichtigt, wenn das dort an-

fallende Niederschlagswasser ganz oder teilweise im Haushalt oder 
Betrieb als Brauchwasser (z.B. für Toilettenanlagen, Waschmaschi-
nen u.ä.) genutzt wird, 
 

b) mit 50 vom Hundert der Fläche berücksichtigt, wenn das dort an-
fallende Niederschlagswasser ausschließlich zur Gartenbewässerung 
genutzt wird. 
 

Dies gilt nur für Flächen oder Flächenanteile, für die die angeschlos-
senen Niederschlagswassernutzungsanlagen ein Speichervolumen von 1 m3 
je angefangene 50 m2 angeschlossene Fläche und mindestens ein Spei-
chervolumen von 2 m3 aufweisen. 

 
(5) Abs. 3 und 4 gelten entsprechend für sonstige Anlagen, die in ih-
ren Wirkungen vergleichbar sind. 
 
(6) Der Gebührenschuldner hat die überbauten und darüber hinaus befes-
tigten (versiegelten) Flächen, ihre Versiegelungsart sowie Art und Um-
fang vorhandener Versickerungsanlagen und Niederschlagswassernutzungs-
anlagen mittels eines Erklärungsformulars anzuzeigen, das von der Ge-
meinde zur Verfügung gestellt wird. In das Erklärungsformular sind die 
für die Berechnung der Flächen, die an die zentrale Niederschlagswas-
serbeseitigung angeschlossen sind, notwendigen Maße einzutragen. Das 
Volumen der Versickerungsanlagen und Niederschlagswassernutzungsanla-
gen ist anzuzeigen. Unbeschadet amtlicher Nachprüfung wird aus dieser 
Anzeige die Berechnungsfläche ermittelt. Sie ist bei der Berechnung 
der Niederschlagswassergebühr ab dem folgenden Monat nach Beginn der 
Benutzung der öffentlichen Abwasseranlagen zu berücksichtigen. 
 
(7) Änderungen der nach Abs. 6 erforderlichen Angaben hat der Grund-
stückseigentümer der Gemeinde unverzüglich in gleicher Form mitzutei-
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len. Sie sind bei der Berechnung der Niederschlagswassergebühr ab dem 
der Fertigstellung der Änderung folgenden Monat zu berücksichtigen.  
 
 

§ 41 
Höhe der Abwassergebühren 

 
(1) Die Schmutzwassergebühr bei Einleitungen nach § 37 Abs. 1 und 2 
beträgt je m3 Schmutzwasser 
 
ab dem 1.10.2010         1,54 € 
 
(2) Die Niederschlagswassergebühr nach § 37 Abs. 3 beträgt je m2 der 
nach § 40 Abs. 2 bis 4 gewichteten versiegelte Fläche 
 
ab dem 1.10.2010         0,12 € 
 
 

§ 42 
Entstehung der Gebührenschuld 

 
(1) In den Fällen des § 37 Abs. 1 und 3 entsteht die Gebührenschuld 
für den Zeitraum vom 1.10. eines Kalenderjahres bis zum 30.9. des fol-
genden Kalenderjahres jeweils mit Ablauf dieses Zeitraums (Veranla-
gungszeitraum). Endet ein Benutzungsverhältnis vor Ablauf des Veranla-
gungszeitraumes, entsteht die Gebührenschuld mit Ende des Benutzungs-
verhältnisses. 
 
(2) In den Fällen des § 38 Abs. 1 Satz 3 entsteht die Gebührenschuld 
für den bisherigen Grundstückseigentümer mit Beginn des auf den Über-
gang folgenden Kalendermonats; für den neuen Grundstückseigentümer mit 
Ablauf des Veranlagungszeitraumes. Die Berechnung der Niederschlags-
wassergebühr (§ 37 Abs. 3) erfolgt in diesem Fall anteilig für die je-
weiligen Kalendermonate des Veranlagungszeitraums. 
 
(3) In den Fällen des § 37 Abs. 2 entsteht die Gebührenschuld bei vo-
rübergehender Einleitung mit Beendigung der Einleitung, im übrigen mit 
Ablauf des Veranlagungszeitraums. 
 

 
§ 43 

Vorauszahlungen 
 

(1) Solange die Gebührenschuld noch nicht entstanden ist, sind vom Ge-
bührenschuldner Vorauszahlungen auf die Schmutzwassergebühr (§ 37 Abs. 
1) und die Niederschlagswassergebühr (§ 37 Abs. 3) zu leisten. Die 
Vorauszahlungen entstehen zum 1.1., zum 1.4. und zum 1.7. eines jeden 
Kalenderjahres. Beginnt die Gebührenpflicht während des Veranlagungs-
zeitraumes, entstehen die Vorauszahlungen erstmalig zum nächsten in 
Satz 2 genannten Termin. 
 
(2) Jeder Vorauszahlung für die Schmutzwassergebühr ist ein Viertel 
der zuletzt festgestellten Schmutzwassermenge (§§ 39, 39a) und jeder 
Vorauszahlung für die Niederschlagswassergebühr ein Viertel der zu-
letzt festgestellten versiegelten Grundstücksfläche (§ 40) zugrunde zu 
legen. Bei erstmaligem Beginn der Gebührenpflicht wird der voraus-
sichtliche Jahreswasserverbrauch geschätzt. Die voraussichtliche ver-
siegelte Fläche wird geschätzt, solange die Erklärung nach § 40 Abs. 6 
nicht abgegeben oder die Feststellung nach § 45 Abs. 9 nicht getroffen 
wurde. 
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(3) Die für den Veranlagungszeitraum entrichteten Vorauszahlungen wer-
den auf die Gebührenschuld für diesen Zeitraum angerechnet. 
 
(4) In Fällen des § 37 Abs. 2 entfällt die Pflicht zur Vorauszahlung. 
 
 

§ 44 
Fälligkeit 

 
(1) Die Benutzungsgebühren sind innerhalb eines Monats ab Bekanntgabe 
des Gebührenbescheids zur Zahlung fällig. Sind Vorauszahlungen (§ 43) 
geleistet worden, gilt dies nur, soweit die Gebührenschuld die geleis-
teten Vorauszahlungen übersteigt. Ist die Gebührenschuld kleiner als 
die geleisteten Vorauszahlungen, wird der Unterschiedsbetrag nach Be-
kanntgabe des Gebührenbescheids durch Aufrechnung oder Zurückzahlung 
ausgeglichen. 

 
(2) Die Vorauszahlungen gemäß § 43 Abs. 1 werden jeweils zu den in § 
43 Abs. 1 Satz 2 genannten Terminen zur Zahlung fällig. 
 
 

VI. Anzeigepflicht, Haftung, Ordnungswidrigkeiten 
 

§ 45 
Anzeigepflicht 

 
(1) Binnen eines Monats sind der Gemeinde der Erwerb oder die Veräuße-
rung eines an die öffentliche Abwasseranlagen angeschlossenen Grund-
stückes anzuzeigen. Entsprechendes gilt beim Erbbaurecht oder einem 
sonstigen dinglichen baulichen Nutzungsrecht. Anzeigepflichtig sind 
der Veräußerer und der Erwerber. 
 
(2) Binnen eines Monats nach Ablauf des Veranlagungszeitraums hat der 
Gebührenschuldner der Gemeinde anzuzeigen: 
 

 a) die Menge des Wasserverbrauchs aus einer nichtöffentlichen 
Wasserversorgungsanlage; 

 
 b) das auf dem Grundstück gesammelte und als Brauchwasser genutz-

te Niederschlagswasser (§ 39 Abs. 1 Nr. 3); 
 
 c) die Menge der Einleitung aufgrund besonderer Genehmigung (§ 8 

Abs. 3). 
 
(3) Unverzüglich haben der Grundstückseigentümer und die sonst zur 
Nutzung eines Grundstücks oder einer Wohnung berechtigten Personen der 
Gemeinde mitzuteilen: 
 
 a) Änderungen der Beschaffenheit, der Menge und des zeitlichen 

Anfalls des Abwassers; 
 

b) wenn gefährliche oder schädliche Stoffe in die öffentlichen 
Abwasseranlagen gelangen oder damit zu rechnen ist. 

 
(4) Binnen eines Monats hat der Grundstückseigentümer der Gemeinde 
mitzuteilen, wenn die Voraussetzungen für Teilflächenabgrenzungen gem. 
§ 26 Abs. 1 Nr. 2 und § 31 Abs. 1 Satz 2 KAG entfallen sind, insbeson-
dere abgegrenzte Teilflächen gewerblich oder als Hausgarten genutzt, 
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tatsächlich an die öffentliche Abwasserbeseitigung angeschlossen oder 
auf ihnen genehmigungsfreie bauliche Anlagen errichtet werden. 
 
(5) Sind auf Grundstücken zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Sat-
zung Zwischenzähler gemäß § 39 Abs. 2 oder § 39a Abs. 2 vorhanden, 
sind diese bei der Gemeinde unter Angabe des Zählerstandes und eines 
Nachweises über die Eichung des Zählers innerhalb von 4 Wochen anzu-
zeigen. 
 
(6) Der Gebührenschuldner hat die Anzeige nach § 40 Abs. 6 innerhalb 
eines Monats nach Aufforderung durch die Gemeinde vorzulegen. Bei Än-
derungen nach § 40 Abs. 7 besteht die Anzeigepflicht ohne Aufforderung 
der Gemeinde. 
 
(7) Wird eine Grundstücksentwässerungsanlage, auch nur vorübergehend, 
außer Betrieb gesetzt, hat der Grundstückseigentümer diese Absicht so 
frühzeitig mitzuteilen, dass der Grundstücksanschluss rechtzeitig ver-
schlossen oder beseitigt werden kann. 
 
(8) Wird die rechtzeitige Anzeige schuldhaft versäumt, so haftet im 
Falle des Absatzes 1 der bisherige Gebührenschuldner für die Benut-
zungsgebühren, die auf den Zeitpunkt bis zum Eingang der Anzeige bei 
der Gemeinde entfallen. 
 
(9) Kommt der Gebührenschuldner seinen Pflichten nach Abs. 7 trotz 
schriftlicher Erinnerung mit Fristsetzung von mindestens 30 Tagen 
nicht nach, erfolgt die Feststellung durch die Gemeinde oder deren Be-
auftragten.“ 

 

 
II. Abschnitt 

 
§ 48 Abs. 2 der Satzung über die öffentliche Abwasserbeseitigung vom 
21.10.1997 wird wie folgt neu gefasst: 
 
 

§ 48 
Ordnungswidrigkeiten 

 
... 
(2) Ordnungswidrig im Sinne von §§ 8 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und Satz 2 

KAG handelt, wer vorsätzlich oder leichtfertig den Anzeigepflich-
ten nach § 45 Abs. 1 - 6 nicht, nicht richtig oder nicht rechtzei-
tig nachkommt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

III. Abschnitt 
 

In-Kraft-Treten 
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Abschnitt I. dieser Satzung tritt rückwirkend zum 1. Oktober 2010, Ab-
schnitt II. am Tag nach Bekanntmachung dieser Satzung in Kraft. 
 
Stegen, den 16. Oktober 2012 
 
      (Kuster) 
    Bürgermeister 
 

 
 

Hinweis: 
 

Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Ge-
meindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) oder aufgrund der GemO beim 
Zustandekommen dieser Satzung wird nach § 4 Abs. 4 der GemO unbeacht-
lich, wenn sie nicht schriftlich innerhalb eines Jahres seit der Be-
kanntmachung dieser Satzung gegenüber der Gemeinde Stegen geltend ge-
macht worden ist. Der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, 
ist zu bezeichnen. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die Öf-
fentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die Bekanntmachung der 
Satzung verletzt worden sind. 
 
 
Ausgefertigt: Stegen, den 16. Oktober 2012 
 
        (Kuster) 
    Bürgermeister 
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